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Bonn, den 3. Dezember 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Förderung der Seeschiffahrt 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. Müller- 
Hermann, Frau Tübler, Dr. Schmid-Burgk, Orgaß und 
Genossen 

- Drucksache VI/1279 - 


Die Kleine Anfrage wird im Einvernehmen mit den Herren 
Bundesministern der Finanzen und für Wirtschaft wie folgt 
beantwortet: 


Zielsetzung der Schiffbauhilfen der Bundesregierung ist es unter 
anderem, die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Seeschiffahrt 
gegenüber den staatlich geförderten Konkurrenzflotten zu stärken. 
Es wird eine Gleichstellung der deutschen Reedereien mit ihren 
ausländischen Wettbewerbern angestrebt. 

Nach der Präambel der Kleinen Anfrage zu urteilen, gehen die 
Fragesteller von der unzutreffenden Annahme aus, die Schiff- 
fahrtspolitik der Bundesregierung strebe eine Gleichstellung der 
deutschen Reedereien mit ihren ausländischen Wettbewerbern 
an. Ein solches Ziel konnte sich die Bundesregierung schon des- 
wegen nicht setzen, weil die ausländischen Reedereien eine von 
Land zu Land höchst unterschiedliche staatliche Förderung er- 
fahren. Die Förderungsgrundsätze der Bundesregierung sind in 
dem „Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung der 
Finanzhilfen des Bundes und der Steuervergünstigungen für die 
Jahre 1967 bis 1970 gemäß § 12 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft (StWG) vom 
8, Juni 1967" vom 16. Februar 1970, Bundestagsdrucksache 
VI/391, niedergelegt. In diesem Bericht heißt es ausdrücklich, 
daß die schiffahrtspolitischen Förderungsmaßnahmen einer „An- 
gleichung der Wettbewerbsverhältnisse der Schiffahrt an inter- 
nationale Verhältnisse" dienen sollen (Abschnitt IV. 4). Damit 
sind die Wettbewerbsbedingungen in ihrer Gesamtheit ange- 
sprochen und nicht lediglich im Bereich unmittelbarer staatlicher 
Finanzhilfen. Das wird deutlich unterstrichen durch die Ausfüh- 
rungen im Abschnitt „Ordnungspolitische Aspekte" des Berichts, 
der mit folgender Feststellung beginnt: „In der marktwirtschaft- 
lichen Ordnung in der Bundesrepublik sind staatliche Eingriffe 
in das wirtschaftliche Geschehen an den Grundbedingungen 
dieser Ordnung zu messen." Nur soweit „das Ergebnis des wirt- 
schaftlichen Kräftespiels . . . nicht . . . den in unserer freiheitlichen 
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und sozialen Ordnung geltenden gesellschafts-, Struktur- oder 
konjunkturpolitischen Zielen" entspricht, „entsteht für den Staß^l 
die Aufgabe, ergänzend oder korrigierend einzugreifen." 


1. Welche haushaltsmäßige Förderung erhalten die Reedereien in 
wesentlichen Schiffahrtsländern, insbesondere in Großbritan- 
nien, Frankreich, Italien, USA und Japan? 

über die haushaltsmäßige Förderung der Reedereien in anderen 
wesentlichen Schiffahrtsländern liegen der Bundesregierung 
folgende durch die deutschen Botschaften ermittelte Angaben 
vor: 

Großbritannien 

Im Finanzjahr vom 1. April 1968 bis 31. März 1969 erhielten die 
britischen Reeder an verlorenen Zuschüssen insgesamt 44,5 Mio 
Pfund (rd. 391 Mio DM). Für den entsprechenden Haushalts- 
bedarf im Finanzjahr 1969/70 konnten die britischen Behörden 
noch keine Zahlen nennen. Mit dem 27. Oktober 1970 ist die 
Zusage von Zuschüssen für Schiffsneubauten eingestellt worden. 

Frankreich 

Der Haushaltsplan 1971 sieht für Subventionen an Reedereien 
insgesamt 170,5 Mio Francs (rd. 112 Mio DM) vor. 

Italien 

Der Haushaltsvoranschlag für 1971 enthält für Schiffsneubauten, 
Schiffsausrüstungen und Schuldendienst insgesamt einen Betrag 
von 30 000 Mio Lire (rd. 176 Mio DM). 

USA ' 

Für den vom Kongreß noch nicht verabschiedeten Haushaltsplan 
für die Zeit vom 1. Juli 1970 bis 30, Juni 1971 hat die Verwal- 
tung für den Neubau von Handelsschiffen 200 Mio Dollar 
(732 Mio DM) und für den Betrieb von Handelsschiffen 193 Mio 
Dollar (rd. 706 Mio DM) als Subventionen beantragt. 

Japan 

Der Haushalt 1970 enthält für verschiedene Subventionen an 
japanische Reeder insgesamt einen Betrag von rd. 14 900 Mio 
Yen (rd. 152 Mio DM). 

Norwegen 

Im Staatshaushalt erscheinen keine Subventionen für die Hoch- 
seeschiffahrt, sondern nur für die Küsten- und Lokalfahrt. 

Niederlande 

Der Staatshaushalt enthält keine Förderungsmaßnahmen zu- 
gunsten der Reedereien. 

Die Richtigkeit und Vollständigkeit dieser Angaben kann die 
Bundesregierung nicht nachprüfen. Sie ist aber der Auffassung, 
daß nur auf Haushaltsansätze abgestellte Vergleiche der Förde- 
rungsmaßnahmen verschiedener Länder schon wegen der ver- 
schiedenen Größen, Strukturen und Aufgaben der nationalen 
Handelsflotten sowie der unterschiedlichen wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse in den Flaggenstaaten in jedem Fall problematisch 
sind und für die Beurteilung der unterschiedlichen Wettbewerbs- 
verhältnisse in der internationalen Seeschiffahrt allein nicht 
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ausreichen. Selbst bei Beachtung der unterschiedlichen Gegeben- 
heiten der Handelsflotten sowie bei Einbeziehung der vielen 
sonstigen, nicht aus den Haushalten ersichtlichen und außerdem 
oft schwer zu bewertenden unmittelbaren und mittelbaren natio- 
nalen Förderungsmaßnahmen wären Aussagen darüber, wieviel 
mehr oder weniger das eine Land seine Handelsflotte im Ver- 
hältnis zu einem anderen Land fördert, kaum möglich. Das hat 
die 1967 nach mehr als fünf Jahren abgeschlossene umfassende 
Untersuchung des Seeverkehrsausschusses der OECD deutlich 
gemacht. 

2. In welchen Ländern und in welchem Ausmaß können die aus- 
ländischen Reedereien jeweils an den nationalen Werfthilfen 
teilhaben? 

Nach Unterlagen der EWG und der OECD können die Reede- 
reien folgender Länder an den nationalen Werfthilfen teilhaben: 

Belgien 

Die belgischen Werften erhalten bei Inlands- und Auslands- 
aufträgen eine Subvention von 6®/o des Baupreises, die in sechs 
gleichen Jahresraten ausgezahlt wird. 

Frankreich 

Die Werftindustrie erhält Bausubventionen von zur Zeit 4,9 Vo 
des Preises für Aufträge in- und ausländischer Reeder. 

Italien 

Den Werften werden zur Zeit je nach Schiffstyp Subventionen 
in Höhe von 10 bis 14,5 ®/o der Baukosten für Inlands- und Aus- 
landsaufträge gewährt. Ab 1. Januar 1971 wird der Subventions- 
satz generell auf 10 Vo gesenkt. 

Niederlande 

Die niederländischen Werfthilfen bestehen in Finanzierungs- 
erleichterungen (zur Zeit 3,25 Vo Zinssubvention). Sie werden 
für Inlands- und Exportgeschäfte gewährt. 

Großbritannien 

Neben zinsgünstigen Krediten für Exportlieferungen (Zinssatz 
zur Zeit 7®/o für 80 Vo des Baupreises) stehen im Rahmen eines 
besonderen Programms im wesentlichen gleich günstige Kredite 
für Bestellungen von Inlandsreedern zur Verfügung. Die Finan- 
zierung erfolgt über den Bankenapparat in dem Umfang, wie 
staatliche Bürgschaften für die Kredite übernommen werden. 
Der Bürgschaftsplafond ist entsprechend dem steigenden Finan- 
zierungsbedarf der Inlandsreeder wiederholt erhöht worden. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, die Neubauhilfen für die deut- 
sche Seeschiffahrt auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und gege- 
benenfalls Vorschläge für eine Verbesserung zu machen, um 
gleiche Ausgangslagen im internationalen Wettbewerb zu 
schaffen? 


Die Neubauhilfen für die deutsche Seeschiffahrt werden laufend 
auf ihre Wirksamkeit überprüft. Grundlage dafür sind vor allem 
die jährlichen Untersuchungen der Deutschen Revisions- und 
Treuhand AG (Treuarbeit) über die Entwicklung der Ver- 
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mögens-, Liquiditäts- und Ertragslage der Schiffahrtsunterneh- 
men. In diesem Sinne hat die Bundesregierung sich bereits in 
ihrer Antwort vom 8. April 1970 auf die Kleine Anfrage vom 
18. März 1970 zur Lage der deutschen Seeschiffahrt (Drucksache 
VI/551) geäußert und darauf hingewiesen, daß anläßlich der 
DM- Aufwertung noch eine besondere Analyse der Entwicklung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse der deutschen Seeschiffahrt 
im 1. Halbjahr 1970 durch die Treuarbeit vorgesehen sei. Die 
Stellungnahme der Treuarbeit wird gegen Ende des Jahres 
erwartet. Sie wird zeigen, ob Korrekturen der Neubauhilfen 
erforderlich sind. 

4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um langfristig 
zu einem weltweiten koordinierten Abbau der Schiffahrts- 
subventionen zu kommen? 

Die Bundesregierung hält einen weltweit koordinierten Abbau 
der Schiffahrtssubventionen nur im Zusammenwirken der 
großen Schiffahrtsländer für durchführbar. Die Nachteile eines 
gleichsam weltweiten Subventionswettbewerbs in der See- 
schiffahrt sind der Bundesregierung bekannt. Sie werden auch 
von manchen anderen traditionellen Schiffahrtsländern emp- 
funden. Der Erfolg von Bemühungen, Schiffahrtssubventionen 
abzubauen, wäre allerdings wohl nur dann zu erwarten, wenn 
es auch gelänge, eine ausreichend große Zahl der Schiffahrts- 
länder zu einem entsprechenden Verhalten zu bewegen. Dazu 
würde dann aber auch der Verzicht auf sonstige unmittelbare 
und mittelbare Förderungsmaßnahmen gehören müssen, die bei- 
spielsweise in Form von Steuervergünstigungen oder der ver- 
schiedenen protektionistischen Maßnahmen mancher Länder die 
Wettbewerbsverhältnisse oft sogar noch stärker verfälschen als 
offene Subventionen. Selbst dann aber bliebe immer noch das 
Problem der Wettbewerbsnachteile gegenüber den billigen 
Flaggen und den Staatshandelsflotten ungelöst. 

5. Berücksichtigt die Bundesregierung bei der Planung ihrer Förde- 
rungsmaßnahmen zum Bau von Seeschiffen auch die im inter- 
nationalen Wettbewerb aufgrund der unterschiedlichen Wirt- 
schaftsordnungen bevorzugten Handelsflotten der Ostblock- und 
Entwicklungsländer? 

Die je nach Lage manipulierbaren Wettbewerbsvorteile staat- 
licher und halbstaatlicher Handelsflotten gegenüber solchen, 
die - wie die deutsche Handelsflotte - auf privater Grundlage 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten betrieben werden, lassen 
sich im einzelnen nicht oder nur sehr bedingt bei der Planung 
der Förderungsmaßnahmen der BRD besonders berücksichtigen. 
Man kann diesen Tatbestand nur ganz allgemein der auch sonst 
auf vielfache Weise verfälschten Wettbewerbslage der inter- 
nationalen Seeschiffahrt zuordnen und darum bemüht sein, die 
eigenen Förderungsmaßnahmen im Rahmen der Möglichkeiten 
des Haushalts, der Steuer- und sonstigen Gesetze so anzulegen, 
daß auch dieser Wirtschaftszweig unter Wahrung der geltenden 
gesellschafts-, Struktur- und konjunkturpolitischen Ziele lei- 
stungsfähig bleibt. 

Leber 
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